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analysiert die Ursachen der tiefgreifenden Euro-
Systemkrise. Zu deren Überwindung entwickelt er 
praxisnahe und instrumentierbare Ansatzpunkte. 
Den Euro stabilisieren als monetäre Basis einer 
Wirtschafts- und Politischen Union, aber nicht zu
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Sozialwissenschaftler Dr. Johann-Günther König hinter-
leuchtet den unnötig komplizierten und nur vorgeblich
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system, das wir derzeit noch nicht haben.
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Zur Euro- und 
unionseuropäischen Sache

Der Euro und die Europäische Union prägen unsere gegenwärtige 
Lebenswirklichkeit in fast jeder Hinsicht. Im Koalitionsvertrag 

von CDU, CSU und SPD klingt das so: »Europapolitische Entschei-
dungen greifen oft tief in die Lebensbedingungen unserer Bürgerin-
nen und Bürger ein. Für das Vertrauen in Europa und die EU ist es 
daher wichtig, die demokratische Legitimation zu stärken und Ent-
scheidungen der EU nachvollziehbarer zu gestalten.«1 Nur am Ran-
de: Mit dem erwähnten »Vertrauen in Europa« ist das so eine Sache 
– kann Mensch sich auf eine räumliche Ordnung verlassen, die Euro-
pa genannt wird? Gewiss nicht. So viel zur politischen Lyrik.

Die Bundesregierung nimmt in Eurozone und EU zwar seit Län-
gerem eine Führungsrolle ein und dringt auf einen strikten Austeri-
tätskurs – zu gut Deutsch: auf eine strikte staatliche Sparpolitik, die 
einen ausgedünnten und ausgeglichenen Staatshaushalt herbeifüh-
ren soll. Auch setzt die schwarz-rote Regierungskoalition unter An-
gela Merkel weiterhin auf »das Prinzip, dass jeder Mitgliedstaat für 
seine Verbindlichkeiten selbst haftet« und behauptet: »Jede Form 
der Vergemeinschaftung von Staatsschulden würde die notwen-
dige Ausrichtung der nationalen Politiken in jedem einzelnen Mit-
gliedstaat gefährden.« Der konkrete Krisendruck zwingt jedoch oft-
mals zur nicht eingestandenen Dehnung der Verbote.

Deutschland ist wie alle anderen Mitgliedstaaten der EU bezie-
hungsweise der Eurozone ein nur mehr mit eingeschränkten Ho-
heitsrechten ausgestattetes Glied. Was auch immer auf unionseu-
ropäischer Ebene beschlossen wird, und vor allem, was für die Uni-
onsbürgerinnen und -bürger in den 28 Mitgliedstaaten halbwegs 
gut oder dramatisch schie�läuft, kann mit deutschen »Regierungs-
mitteln« allein nicht beein�lusst werden. Von den geldpolitischen 
Entscheidungen der politisch »unabhängig« gestellten Europäi-
schen Zentralbank (EZB) ganz zu schweigen – auch sie tanzt wegen 
der Einsicht in die gemeinschaftliche Geldpolitik gewiss nicht nur 
nach der deutschen Pfeife.

Deutschland und gegenwärtig 17 weitere Staaten setzen auf den 
Euro und die Wirtschafts- und Währungsunion. Die nach wie vor vi-
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rulente und schwere Krise macht augenfällig, dass im Euroraum ge-
nau das schie�läuft, was viele Ökonomen bereits bei der Debatte um 
den die Wirtschafts- und Währungsunion begründeten Maastrich-
ter Vertrag (1992) und dann kurz vor der Euroeinführung aus un-
terschiedlicher Warte befürchteten.2 

Der Versuch, sehr unterschiedlich wirtschaftende und mit teils 
extrem uneinheitlichen Steuer-, Lohn- und Sozialsystemen ope-
rierende Mitgliedstaaten ausschließlich mittels eines für alle ein-
heitlichen Zentralbankleitzinssatzes durch die Zeiten zu bringen, 
scheiterte im Herbst 2008, als die internationale Bankenkrise die 
Fehlkonstruktion der Währungsunion gnadenlos aufdeckte. Zur 
Erinnerung: Bereits bei der Einführung des Euros gerieten Län-
der mit geringen Wachstums- und In�lationsraten in die Rezession 
– Deutschland zum Beispiel zwischen 2001 und 2005, was prompt 
eine steigende Arbeitslosigkeit nach sich zog, während Eurolän-
der mit höheren In�lationsraten dazu übergingen, mit Krediten zu 
niedrigen Realzinsen die Konjunktur anzufachen. In den heute zu 
den Krisenopfern gehörenden Staaten Griechenland, Italien, Irland, 
Portugal und Spanien entwickelte sich ab 1999 eine rasch wach-
sende Inlandsnachfrage, gefolgt von steigenden Importen und Leis-
tungsbilanzde�iziten. Bau- und Immobilienpreisboom inbegriffen. 
Dass Deutschland ab 2005 durch die Agenda-Politik und mit ihr 
der Ausweitung des Niedriglohnsektors beziehungsweise einer er-
heblichen Senkung der Lohnstückkosten seine Exportbilanz kräftig 
au�besserte, hat das Euroland zusätzlich gespalten. 

Obwohl ganz offenbar die (zum Teil auch kriminell vorgehen-
den) Akteure auf den Finanzmärkten die Auslöser der sich ab 2007 
entfaltenden Welt�inanz- und Wirtschaftskrise waren, sie also das 
große Problem sind, dem nicht nur mit strikten Regulierungen, 
sondern auch dem Verbot von unverantwortlich spekulativen Ge-
schäftsmodellen begegnet werden muss, dominiert seitdem das 
alarmierende Wort Eurokrise und/oder Staatsschuldenkrise die 
Schlagzeilen. Für eine gewisse Gruppe von Personen unseres öf-
fentlichen Lebens sind die Probleme von Mitgliedsländern der Eu-
rozone jedenfalls eine willkommene Steilvorlage für ihre Attacken 
á la »Euro-Betrug« oder: »Europa braucht den Euro nicht« sowie 
ihr Orakeln vom »Schuldensog« oder drohenden Staatsbankrott 
und der Forderung: »Gebt uns unsere D-Mark zurück.«3 Anlass für 
das schlagzeilengesättigte mediale Streuen von – je nach Gusto – 
entweder Staatsschulden- oder Eurokrise oder auch Euro-Staats-
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schuldenkrise gab 2009 spätestens die Krise eines volkswirtschaft-
lich kleinen europäischen Landes mit zehn Millionen Einwohnern, 
das bis dahin eher als lohnendes Urlaubsziel denn etwa als ökono-
mischer Kraftprotz im Gespräch war: Griechenland. Seitdem pfeift 
durch das von den Eliten viel beschworene Europäische Haus wie 
auch durch den neu angebauten Euroraum ein eisiger Wind. 

Dennoch kann hierzulande von einem breiten öffentlichen Inte-
resse an der Auseinandersetzung mit den gewaltigen Herausforde-
rungen und Problemlagen der EU nebst Eurozone sowie ihrem »Be-
triebssystem« (leider) keine Rede sein. Euro und Europäische Uni-
on, so scheint es, werden im zeitgenössischen Bewusstsein als eine 
Art unabänderliches Schicksal hingenommen. Vor allem die grund-
legende Frage: Wie wollen wir in unserer Eigenschaft als Unionseuro-
päerinnen und -europäer im gemeinsamen europäischen Haus leben? 
bleibt so gut wie ausgeblendet. Eine wahrnehmbare unionseuropä-
ische Öffentlichkeit, die diese Frage erörtern und im Prozess einer 
unionseuropäischen Willensbildung hinreichend klären könnte, hat 
sich bislang nicht formiert. Immerhin europäisieren sich zuneh-
mend einige der sozialen Bewegungen, die sich auch gegen die Aus-
teritätspolitik der EU richten (zum Beispiel Blockupy). Nicht, dass 
es keine vielfältig-intensiven Debatten über entscheidende Euro- 
und Unionsfragen gäbe – sie erfolgen allerdings fast ausschließlich 
in den kleinen Zirkeln und speziellen Publikationsorganen einschlä-
gig politisch und wissenschaftlich versierter Experten.4

Insbesondere in den wirtschaftlich noch relativ gut gestellten 
EU-Ländern der Nord-Achse und offensichtlich hierzulande ist von 
einem massiven zivilgesellschaftlichen Druck auf die politische 
Funktionselite, die in der Bredouille steckende Europäische Uni-
on und das Eurosystem von Grund auf neu zu gestalten, wenig zu 
verspüren. Wie es scheint, gönnt sich ein großer Teil der »staats-
tragenden« Mittelschichten vielmehr den Luxus, der herrschenden 
Politik und den Parlamenten im nationalstaatlichen wie supranati-
onalen Rahmen das unionseuropäische Geschäft getrost zu über-
lassen. Und was kommt dabei heraus? Abwarten und immer teurer 
werdenden Tee trinken? 

Ein Blick zurück in längst oder gerade erst vergangene Zeiten 
erhellt, dass es so etwas wie eine »normale Zeit« in der Geschichte 
nicht gibt. Und das bisher gültige Resümee des seit Menschenge-
denken laufenden Versuchs, in die Zukunft zu blicken, zeigt, dass 
Zukunft weder mit Fantasie noch mit mathematischen und anderen 



9

ZUR EURO- UND UNIONSEUROPÄISCHEN SACHE

Modellen verlässlich vorhersagbar ist. Ob die 1992 aus der Taufe 
gehobene Europäische Union – Union kommt von lateinisch unio = 
Einheit, Vereinigung – und mit ihr der Euro in einigen Jahren oder 
Jahrzehnten im Sinne der geltenden Verträge und laufenden Agen-
den noch Bestand haben werden, ist so gesehen alles andere als si-
cher. Jedenfalls wächst das gegenseitige Misstrauen der Regierun-
gen und Bevölkerungen der 28 EU-Mitgliedstaaten wahrnehmbar. 
Die grundlegenden Konstruktionsmängel der gemeinsamen Eu-
ro-Währung sind trotz der Einrichtung einer Bankenunion immer 
noch nicht behoben. 

Spätestens die Eurokrise hat Krankheitsherde freigelegt, de-
ren Heilung eine Medizin verlangt, die zwar längst erfunden, deren 
Preis aber nicht nur von der Bundesregierung als zu hoch erachtet 
wird. Eine Währungsunion von Staaten, die ein enormes wirtschaft-
liches Gefälle aufweisen, kann nur als Transfer- und Verantwor-
tungsunion funktionieren. So wie im vereinten Deutschland ohne 
erhebliche Solidargelder und den traditionellen Länder�inanzaus-
gleich die neuen – und zunehmend einige der alten – Bundesländer 
leistungsmäßig zu stark und grundgesetzwidrig auseinanderdrif-
ten würden, können auch im Euroraum die südlichen, südöstlichen 
und östlichen Regionen ohne Transferleistungen des Nordens nicht 
ausreichend und vor allem nicht zügig genug prosperieren. Die seit 
immerhin 25 Jahren in die neuen Bundesländer transferierten öf-
fentlichen Subventionen haben zwar bis heute keine völlige Anglei-
chung von Wirtschaftskraft und Einkommen an den Standard der 
alten Bundesländer bewirken können, aber immerhin den Weg ge-
bahnt. Eine aktive Politik zum Au�bau und zur Stärkung der Wirt-
schaftskraft in den Krisenstaaten ist zwingend geboten. Ein �inan-
zieller Gewaltakt zumal, der in einem vergleichsweise reichen und 
durch kulturelle Identität und einheitliche Sprache geprägten EU-
Mitgliedstaat wohl allemal leichter zu realisieren war und ist als auf 
unionseuropäisch-zwischenstaatlicher Ebene. 

Rettungsschirme und eine verstärkte Bankenkontrolle allein 
beseitigen nicht die Ursachen der Krise. Ohne eine Schuldenverge-
meinschaftung etwa durch Eurobonds sowie einen Schuldenschnitt 
zu Lasten der bisherigen Gläubiger geht das Zusammenwachsen 
nicht. Die Wirtschaft und die Arbeitsmärkte der Krisenstaaten sti-
mulierende Investitions- und Au�bauprogramme sind für die EU 
überlebenswichtig. Gerade die Krisenländer brauchen vor allem ein 
qualitatives Wirtschaftswachstum zur ökologischen Verbesserung 
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der Lebens- und Produktionsverhältnisse. 
Die Mitgliedschaft in einer als Transferunion fundierten Wäh-

rungsunion verlangt allerdings die Einnahme durchaus bitterer 
Medizin der beteiligten Nationalstaaten. Denn sie erfordert den 
endgültigen Abschied von der �iskalischen Selbstbestimmung auf 
nationaler Ebene. Und zwar gleichermaßen der Empfänger- und 
Geberländer. Vor allem müssten die Parteien beziehungsweise Re-
gierungen im Norden die Wähler dazu bewegen, diese Medizin 
mehrheitlich zu schlucken und sowohl Transfers als auch die Abga-
be der Haushaltshoheit an die EU zu genehmigen. Kann das gutge-
hen? Ja, wenn deutlich wird, dass auch die Geberländer von einer 
starken EU mit dem Eurozentrum pro�itieren. 

Ob die Bevölkerungen des Nordens, deren Mittel- und Ober-
schichten selbst geringe Wohlstandseinschnitte wie der Teufel das 
Weihwasser scheuen, eine solche unionseuropäische Politik über-
haupt mittrügen, ist zweifelhaft. Die sich bündelnden populisti-
schen Gegenkräfte, die eine »Befreiung vom Monster aus Brüssel« 
und den Erhalt nationaler Selbstbestimmung versprechen, haben 
wachsenden Zulauf aus allen Bevölkerungskreisen. Sie können den 
Begriffen Sparpaket, Maastricht-Kriterien, Leistungsbilanzde�izit, 
Verordnung etc. nichts Gutes abgewinnen. Der französische Front 
National, der belgische Vlaams Belang, die niederländische Frei-
heitspartei, die österreichische FPÖ, die Schwedendemokraten, die 
Wahren Finnen, die britische Ukip und andere mehr (bedingt auch 
die deutsche AfD) könnten bei der Wahl zum EU-Parlament 2014 
auf einen so hohen Anteil von Sitzen kommen, dass man es nicht 
wiedererkennen würde und es zudem in vielerlei Hinsicht hand-
lungsunfähig wäre. Der Anteil der unions- und eurokritischen Kräf-
te in der unionseuropäischen Wählerschaft betrug Ende 2013 Um-
fragen zufolge an die 40 Prozent.

Schon weil derzeit in einigen größeren und kleineren EU-Mit-
gliedstaaten die junge Generation ihrer Lebenschancen beraubt 
wird und die Zahl der Euro- und EU-Gegner nicht nur im reaktionä-
ren politischen Spektrum wächst, wird es höchste Zeit, die von den 
Eliten verfahrene »Kiste« EU samt Wirtschafts- und Währungsuni-
on nicht nur ein bisschen zu reformieren, sondern vom Keller bis 
zum Dach umzubauen. Die seit dem Beginn der Eurokrise prakti-
zierte Rettungspolitik des Europäischen Rats, der EZB und der Tro-
ika (EU-Kommission, IWF und EZB) ist jedenfalls keine die krisen-
auslösenden Ursachen umfassend und wirksam beseitigende. Sie 
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kauft bestenfalls Zeit – und das viel zu wenig auf Kosten derjenigen 
Finanzakteure, deren Rendite- und Spekulationsgier das Desaster 
ausgelöst hat. Schlimmer noch: Die entschieden praktizierten Aus-
teritätsmaßnahmen zerstören die seit Ende des 19. Jahrhunderts 
mühsam erkämpften sozialen Sicherheitsnetze. Arbeitslosigkeit, 
Arbeitsunfähigkeit, Krankheit und Alter sind für die vielen davon 
Betroffenen zunehmend wieder beängstigende Risiken. 

In den Eurokrisenländern wie auch in vielen osteuropäischen 
Mitgliedstaaten lebt ein gutes Drittel der Bevölkerungen in oder am 
Rande der Armut. (In der EU gilt of�iziell als armutsgefährdet, wer 
weniger als 60 Prozent des mittleren Einkommens eines Haushalts 
des jeweiligen Wohnsitzlandes zur Verfügung hat.) Die von EU-
Kommission, Troika und zahlreichen mitgliedstaatlichen Regierun-
gen zunehmend erzwungenen Privatisierungsmaßnahmen öffent-
licher Güter spielen zudem die letzten gesellschaftlichen Sicherhei-
ten quasi genau den Akteuren des großen Geldes in die Hände, die 
das System wachsender Ungleichheit und Ungerechtigkeit im Zu-
sammenspiel mit der marktradikalen Politik verursacht haben.

Für die technokratische Strangulierung der krisengeschwäch-
ten Euroländer mittels Austerität sind die EU-Organe (mit-)verant-
wortlich. So gesehen wäre es leichtfertig, eine weitere Vertiefung 
der Integration – sprich die weitere Schwächung der überkom-
menen demokratischen Errungenschaften auf mitgliedstaatlicher 
Ebene – voranzutreiben, bevor nicht klar ist, mit welchen Umbau-
maßnahmen die EU nebst Euroraum menschendienlich gestaltet 
werden kann. Eine unionseuropäische Solidargemeinschaft kann 
sich nur durch die überfällige Koordination der bislang rein nati-
onal gehandhabten Lohn-, Steuer- und Sozialpolitik entwickeln. Ei-
ne Herkulesaufgabe fürwahr, die von den herrschenden Eliten oh-
ne erheblichen Druck von »unten« aller Erfahrung nach nicht in 
Angriff genommen werden dürfte. Schon auf Grund der ungebro-
chen wachsenden Macht der transnational operierenden Konzer-
ne und Finanzgiganten – und deren Interesse zielt naturgemäß auf 
die Schwächung der überkommenen nationalstaatlichen Demo-
kratie beziehungsweise die Stärkung der Brüsseler Technokraten 
– wächst jedenfalls die Gefahr, dass die nach wie vor unter Krisen-
druck stehende EU nebst Wirtschafts- und Währungsunion dem Fi-
nanzkapital, nicht aber den auf auskömmliche Erwerbsmöglichkei-
ten und sicheren Altersversorgungen angewiesenen Unionseuro-
päerinnen und -europäern dient. 
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Eine wohlfahrtsförderliche EU mit einheitlicher Euro-Währung 
kann nur mittels einer gemeinsamen Wirtschafts-, Finanz-, Steuer- 
und Sozialpolitik, die einen ausreichenden Grad der Harmonisie-
rung erreicht, gelingen. Der dafür notwendige, seit langem über-
fällige politische Kurswechsel ist von den herrschenden unions-
europäischen und mitgliedstaatlichen Eliten jedoch offenbar nicht 
vorgesehen. Solange in den derzeit 28 Mitgliedstaaten – und suk-
zessive auf gesamteuropäischer Ebene – der Umbau der seit dem 
Vertrag von Maastricht sozial und ökonomisch immer repressive-
ren Union zivilgesellschaftlich nicht politisch wirksam eingefordert 
und realisiert wird, steht wenig Gutes zu erwarten.5 

Mit diesem Buch verfolgen wir das Ziel der Au�klärung über die 
Chancen und Risiken der EU-Integration. Ideologien, Mysti�izierun-
gen und Herrschaftswissen werden ebenso wie realitätsferne Fan-
tastereien als untauglich enttarnt. EU und Euro ja, aber ganz anders 
– lautet unsere Botschaft. Auch weil der Kenntnisstand jenseits der 
Parolen erschütternd dürftig ist, erklären wir gelegentlich detail-
liert die institutionelle Verfasstheit und die ökonomisch-soziale 
(Nicht-)Funktionsweise von EU und Euro. Allerdings müssen sich 
die Leserinnen und Leser ihr Urteil selbst bilden. Wir hoffen nur, 
mit unseren Argumentationssträngen die Entscheidungslage infor-
mell zu verbessern. Das ist die beste Voraussetzung für politisches 
Handeln. Dabei gilt:

Politische Einschätzungen hängen nicht zuletzt von der indivi-
duell präferierten Sicht auf gesellschaftliche und wirtschaftliche 
Entwicklungsnotwendigkeiten ab. Unsere persönlichen Auffassun-
gen und die herangezogenen und interpretierten Fakten muss nie-
mand teilen – wenn sie jedoch dazu beitragen können, die dringen-
de Klärung der Euro- und Unionsmaterie mit voranzutreiben, wä-
ren wir zufrieden.

Rudolf Hickel und Johann-Günther König

(P. S.: Die Quellenangaben beschränken sich auf das Wesentliche. 
Da die Literatur zu Euro- und EU-Fragen von nicht mehr über-
schaubarer Fülle und zudem mittels Internetsuchen leicht auf�ind-
bar ist, verzichten wir auf ein ausführliches Literaturverzeichnis.)
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Fragen an Blogger EUROWAN 
Von Johann-Günther König

Stimmt es, dass politische Witze im einstigen Ostblock immer mit ei-
ner Anfrage an den Sender Eriwan begannen? 

Im Prinzip ja. Aber Wirkung entfalteten sie in der Europäischen 
Gemeinschaft, wo Kommissare, Korruption und Misswirtschaft 
nicht von schlechten Eltern waren. 

Es stimmt also, dass der Kapitalismus immer noch am Abgrund steht? 

Im Prinzip ja. Aber wir sind bereits einen Schritt weiter. 

Was unterscheidet den neuen Blogger Eurowan vom alten Radio Eriwan? 

Im Prinzip nichts. Das Internet wird mindestens genauso effek-
tiv überwacht wie die legendäre Rundfunk- und Fernsehstation 
in der Hauptstadt von Armenien. 

Weiß man, wo Blogger Eurowan sitzt? 

Wozu soll das gut sein? Wissen schützt vor Torheit nicht, selbst 
in der Eurogruppe, dem informellen Gremium der Finanzminis-
ter, deren Währung die Eurokrise ist. 

Hat der Euro nicht mehr Vorteile, als viele denken? 

Im Prinzip ja. Er senkt für Unternehmen, Verbraucher und Tou-
risten die Transaktionskosten durch den Wegfall der Umtausch-
kosten. Und er läuft dem Dollar als internationale Leitwährung 
den Rang ab. Aber was die EU-Kommission sonst so alles bei der 
Euroeinführung versprach – reine Utopie.6

Wollen Sie im Ernst behaupten, unsere Währungsunion sei eine Utopie? 

Bestimmt nicht. Von einer Utopie hätte man nichts zu befürch-
ten – nur von dem real existierenden Schlamassel. 

Wem wird eigentlich die ge�lügelte Redensart zugeschrieben: Dein 
Geld ist nicht weg – es ist nur woanders?

Im Prinzip den Griechen. Aber in Geldsachen hört die Völker-
freundschaft auf. 
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Fahren die EU-Mitgliedstaaten trotz der Krise aufeinander ab? 

Im Prinzip ja. Alle Autos haben Euro-Kennzeichen mit einem 
blauen Band am linken Rand des Nummernschildes. Oben glän-
zen die zwölf gelben Sterne der europäischen Flagge. Allerdings 
gibt es farbliche Nuancen im Zusammengehörigkeitsgefühl. In 
Großbritannien ist die Farbe des Länderkürzels auf der Wagen-
rückseite nicht weiß, sondern gelb. 

Ist es wahr, dass zwei Drittel der deutschen Bevölkerung die EU nicht 
interessiert? 

Unsinn. 2009 betrug die Beteiligung bei der EU-Parlamentswahl 
satte 43,3 Prozent. 

Wer bleibt bei der EU grundsätzlich außen vor? 

Im Prinzip der Rest der außereuropäischen Welt. Wobei keiner ge-
nau weiß, wo Europa anfängt und au�hört. In südamerikanischen 
Lehrplänen besteht die Erde jedenfalls nur aus den fünf Kontinen-
ten Eurasien, Afrika, Amerika, Australien und Antarktika. 

Die Türkei verhandelt schon länger über den EU-Beitritt. Wann wird 
sie aufgenommen? 

Mit Nicht-Eurowährungsländern beschäftigt sich die Eurogrup-
pe nicht. Vielleicht gibt es gar keine EU mehr, wenn sie aufge-
nommen werden könnte. 

Gibt es eigentlich Länder, die nicht ins Unionsparadies wollen? 

Im Prinzip nein. Ausnahmen bestätigen aber die Regel und sind 
irgendwie rational – gemeint sind die Schweiz, Island, Norwe-
gen, Vatikanstadt, San Marino und die Fürstentümer Andorra, 
Liechtenstein und Monaco. 

Und warum gehören Grönland, die Färöer und die Kanalinseln, die Is-
le of Man, Akrotiri und Dekelia, nicht zum EU-Territorium? 

Stellen Sie sich vor, diese herrlichen Flecken und Steueroasen 
wären dabei. 

Hat die EU einen überzeugenden Wahlspruch? 

Im Prinzip ja. Er lautet: In Vielfalt geeint. Zur EU gehören im-
merhin 28 Staaten, die unterschiedlicher nicht sein könnten. 
Von den Überseegebieten ganz zu schweigen – denken Sie an 


